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1 9 , a) Der an die Stelle der bisherigen Störerhaftung des Zugangs-
26. VII. 18 V erm ittlers für von Dritten begangene Rechtsverletzungen
1 ZR 64/17 getretene Sperranspruch nach § 7 Abs. 4 TM Ci nF ist unions­

rechtskonform dahingehend fortzubilden, dass er in analoger 
Anwendung gegen Betreiber drahtgebundener Internetzugän- 
ge geltend gemacht werden kann.
b) Kann der Sperranspruch nach § 7 Abs. 4 TMG nF nicht 
nur gegen W LAN-Betreiber, sondern auch gegen Anbieter 
drahtgebundener Internetzugänge geltend gemacht werden, 
bestehen gegen die Anwendung des Ausschlusses von Unter­
lassungsansprüchen gemäß § 8 Abs. 1 Satz 2 TMG nF keine 
durchgreifenden unionsrechtlichen Bedenken.
c) Wird in einem vor Inkrafttreten der § 7 Abs. 4, § 8 Abs. 1 
Satz 2 TM G  nF anhängig gemachten, nach dem Inkrafttreten 
dieser Vorschriften andauernden Rechtsstreit der Internetzu- 
gangsvermittler wegen Urheberrechtsverletzungen, die Dritte 
über den von ihm bereitgestellten Tnternetanschluss begangen 
haben, auf Unterlassung in Anspruch genommen, so ist dem 
Kläger Gelegenheit zu geben, seinen Klageantrag an die Er­
fordernisse eines möglichen Sperranspruchs nach § 7 Abs. 4 
TM G  nF anzupassen.
d) Soweit für die Inanspruchnahme auf Abmahnkostenersatz 
auf die Rechtslage vor Inkrafttreten des § 8 Abs. 1 Satz 2 TMG 
nF abzustellen ist, haftet der gewerbliche Betreiber eines In­
ternetzugangs über WL.AN für von Dritten begangene Ur 
heberrcchtsverletzungen mittels Filesharing erst nach Erhalt 
eines Hinweises darauf, dass über seinen Internetanschluss 
Urheberrechtsverletzungen im Wege des Filesharing begangen 
worden sind. Für die Annahme der I laftung ist nicht erforder­
lich, dass das vom Hinweis erfasste und das durch die erneute 
Verletzung betroffene Werk identisch sind. (»Dead Island«).. 276

20. a) Bei einer schuldhaften Fehlleistung des Arztes hat der
1 3 . IX. 18 Patient einen Anspruch auf Schadensersatz aus § 280 Abs. 1
111ZR 294/16 BGB. Ist die fehlerhafte Leistung des Arztes für den Patienten

ohne Interesse und völlig unbrauchbar» besteht der (Mindest-) 
Schaden des Patienten darin, dass er für eine im Ergebnis un­
brauchbare ärztliche Behandlung eine Vergütung zahlen soll, 
ln diesem Fall ist der Schadensersatzanspruch unmittelbar auf 
Befreiung von der Vergütungspflicht gerichtet, wenn weder 
der Patient noch seine Versicherung bereits bezahlt haben,
b) Fehlerhaft eingesetzte Implantate sind objektiv und sub­
jektiv völlig wertlos im Sinne des § 628 Abs. 1 Satz 2 Fall 2 
BGB, wenn es keine dem Patienten zumutbare Behandlungs- 
variante gibt, die zu einem wenigstens im Wesentlichen den 
Regeln der zahnärztlichen Kunst entsprechenden Zustand 
hinreichend sicher führen könnte. Der Umstand, dass der 
Patient einzelne Implantate als Notmaßnahme zur Vermei­
dung eines eventuell noch größeren Übels weiterverwendet, 
ändert nichts an der völligen Unbrauchbarkeit der zahnärzt­
lichen Leistung und dem Entfallen der Vergütungspflicht 
insgesamt (im Anschluss an BG H , Urteil vom 29. März 2011 

VI ZR 13310, NJW  2011, 1674).................................................. 298



21.

14. IX . 18
V ZR 267/17

a) Wird nach Eintritt der Rechtshängigkeit die in Streit be­
fangene Sache veräußert, so muss der Rechtsnachfolger des 
Veräußerers einen zwischen dem Veräußerer und dem Pro­
zessgegner geschlossenen gerichtlichen Vergleich gegen sich 
gelten lassen, wenn und soweit der Inhalt des Vergleichs auch 
das Ergebnis eines Urteils in dem anhängigen Prozess sein 
könnte und sich die Rechtskraft eines solchen Urteils auf den 
Rechtsnachfolger erstreckt hätte; unter diesen Voraussetzun­
gen kann dem Prozessgegner gemäß §§ 795, 727 ZPO eine 
vollstreckbare Ausfertigung gegen den Rechtsnachfolger des 
Veräußerers erteilt werden (Fortführung von BGH , Urteil 
vom 14. Mai 1986 IVa ZR 14685, NJW -RR 1987, 307 sowie 
BG H , Urteil vom 9. Dezember 1992 -  VIII ZR 21891, B G H Z  
120,387, 392).
b) Veräußert der Rechtsinhaber die streitbefangene Sache 
nach Eintritt der Rechtshängigkeit und ergeht gegen ihn ein 
Urteil, so erstreckt sich dessen Rechtskraft gemäß § 325 Abs. 1 
ZPO auch dann auf den Rechtsnachfolger, wenn dieser die 
Rechtshängigkeit bei Rechtserwerb weder kannte noch ken­
nen musste.
c) Die in § 325 Abs. 2 ZPO angeordnete entsprechende A n­
wendung der Vorschriften des bürgerlichen Rechts zugunsten 
derjenigen, die Rechte von einem Nichtberechtigten herleiten, 
betrifft allein die Veräußerung durch einen Nichtberechtigten; 
insoweit erstreckt sich die Rechtskraft eines nachteiligen Ur­
teils nicht aul den Rechtsnachfolger, wenn sich dessen guter 
Glaube sowohl auf die Rcchtsinhaberschaft des Veräußerers 
als auch auf die fehlende Rechtshängigkeit bezieht (»doppelte 
Gutgläubigkeit«; Fortführung von BG H , Urteil vom 7. Mai 
1991 -  VI ZR 25990, B G H Z  i 14, 305, 309 f.)............................ 314
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